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Sprecherin für Migrations– und Integrationspolitik der Fraktion DIE LINKE. im Thüringer Landtag 
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Ausgabe 22 I Juni 2011 

Volksbegehren für gerechte und bezahlbare Kommunalabgaben Volksbegehren für gerechte und bezahlbare Kommunalabgaben Volksbegehren für gerechte und bezahlbare Kommunalabgaben    
 

Bodo Ramelow, Frank Kuschel und Sabine Berninger gehörten zu den ErstunterzeichnerInnen des am 25. Juni gestarte-

ten Volksbegehrens. 

„Aus voller Überzeugung, dass die Beiträ-
ge für Abwasser und Straßen in Thüringen 
endlich abgeschafft gehören, habe ich 
zum Start das ‚Volksbegehren für gerechte 
und bezahlbare Kommunalabgaben’ unter-
schrieben“, erklärte der Vorsitzende der 
Landtagsfraktion DIE LINKE., Bodo Rame-
low, zum Start der Unterschriftensamm-
lung.  
Weitere Abgeordnete und MitarbeiterIn-
nen der Fraktion sowie zahlreiche Bürge-
rinnen und Bürger nutzten die Möglich-
keit, am Rande des Tages der offenen Tür 
im Thüringer Landtag, mit ihrer Unter-
schrift das Volksbegehren zu unterstüt-
zen. Bis zum 5. August müssen 5.000 
Unterschriften im ganzen Land gesam-
melt werden, um das Zulassungsverfah-
ren erfolgreich abzuschließen. Zur Unter-
stützung der Initiative haben sich  die 
Landtagsfraktion und die Abgeordneten-
büros vor Ort bereit erklärt, die Un-
terschriftsbögen auszugeben. In den 
Büros können die ausgefüllten Bögen 
auch wieder abgegeben werden. „Die 
vielen Gespräche mit den Betroffenen 
am Stand der Landtagsfraktion und die 
zahlreichen Nachfragen zur aktuellen 
Politik haben gezeigt, dass die Initiatoren 
des Volksbegehrens ein heißes Eisen 

angefasst haben“, betonte Ramelow.  
Der Fraktionschef der LINKEN hält die 
jüngsten Vorhaben der Landesregierung, 
die Finanzierung der 2005 abgeschafften 
Wasserbeiträge und Erleichterungen bei 
den Abwasserbeiträgen auslaufen zu las-
sen, für ein deutli-

ches Signal, dass die Bürgerinnen und 
Bürger auch weiterhin für sozial gerechte 
Kommunalabgaben streiten müssen. Sollte 
sich der Finanzminister durchsetzen, dro-
hen erhebliche Kostensteigerungen bei  

(Fortsetzung auf Seite 2) 

 

LandtagsinfoLandtagsinfoLandtagsinfo   

���� Katharina König: Breitbandausbau - 

Finanzschwache Kommunen brauchen 

Unterstützung! Anlässlich des 1. Thürin-
ger Breitbandgipfels 24. Juni erklärt die 
Sprecherin für Netzpolitik: „Das Ziel des 
flächendeckenden Breitbandausbaus ins-
besondere im ländlichen Bereich bis 2015 
ist richtig. Jedoch entspricht die zugesagte 
Grundversorgung von 2MBit/s weder der 
im Wirtschafts- und im Privatbereich er-
mittelten Notwendigkeit, noch dem Be-
darf, geschweige denn heutigem Stan-
dard.“ Ebenso dürfe der Ausbau bestehen-
der Anschlüsse nicht hinten an gestellt 
werden. „Neben den weißen Flecken im 
ländlichen Raum gibt es viele weitere in 
Städten. Diese dürfen nicht vernachlässigt 

werden.“  
���� Susanne Hennig: Hochschulen kei-

nen neuen Sparzwang zumuten! „Die 
berechtigten Proteste der Studierenden 
und Hochschulen machen die Widersin-
nigkeit der Regierungspolitik deutlich“, 
sagt Susanne Hennig, Sprecherin für Aus-
bildung- und Studierendenfragen. „Die 
Landesregierung schafft seit Monaten 
Verwirrung“, so Hennig mit Blick auf wi-
dersprüchliche Aussagen zur künftigen 
Finanzierung des Hochschulbereichs. Das 
Wissenschaftsministerium geht in der 
Antwort auf eine Kleine Anfrage (DS 
5/2857) von einer Fortführung der Hoch-
schulfinanzierung auf erreichtem Niveau 
aus. Gleichzeitig wird aus Verhandlungs-

gesprächen bekannt, dass der Etat von 
drei bis vier Hochschulen in den nächsten 
Jahren gefährdet ist.  
���� Ralf Hauboldt: Neue Jugendstrafan-

stalt muss auch inhaltlich modernes 

Vollzugskonzept umsetzen. „In der neu-
en Jugendstrafanstalt muss auch inhaltlich 
ein modernes Vollzugskonzept umgesetzt 
werden.“ Dazu sei ein vielfältiges Angebot 
an wirksamen Resozialisierungsmaßnah-
men langfristig personell und finanziell 
abzusichern, insbesondere mit Blick auf 
den Übergang in ein straffreies Leben 
nach der Haft, möglichst mit eigener Be-
rufstätigkeit. „Neue Räumlichkeiten brin-
gen nicht automatisch wirksame Resoziali-
sierung“, so der LINKE-Justizexperte.  



 

Polit.Tisch im LinXX.Treff:  
 

Dienstag, 12.07., 18 Uhr:  
Landtagsgeplauder  

__________________________________ 
06./07./08.07.2011: 
Plenarsitzungen Thüringer Landtag 

__________________________________ 
Weitere Termine finden Sie online auf 
sabine-berninger.de/termine.htm 

 
Und für alle 
Termine gilt: 

Kluge Worte:  

„Nichts auf der Welt ist so mächtig, wie eine Idee, deren Zeit ge-

kommen ist.“ (Victor Hugo) 
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Kontakt im Landtag: Sabine Berninger I DIE LINKE. Fraktion im Thüringer Landtag I  
Jürgen-Fuchs-Str. 1 I 99096 Erfurt I Tel.: 0361 – 377 2302 I Mail: berninger@die-linke-thl.de I  
Im Wahlkreisbüro: Mitarbeiter: Thomas Schneider I Zimmerstraße 6 I 99310 Arnstadt I  
Tel.: 03628 – 660 624 I Mail: wkb-berninger@t-online.de I www.sabine-berninger.de 

„Das Verhalten der SPD ruft nur noch 
Kopfschütteln hervor. Im Bundestag, in 
dem es für sie keine Mehrheit gibt, stellt 
die SPD einen Antrag auf komplette 
Abschaffung der Residenzpflicht. Aber 
dort, wo eine parlamentarische Mehr-
heit für menschenwürdige Regelung für 
Flüchtlinge möglich ist, wie im Thürin-
ger Landtag, verweigert sie ihre Zustim-
mung“, zeigte sich die migrationspoliti-
sche Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, 
Sabine Berninger, besonders enttäuscht 
über das Abstimmungsverhalten der 
SPD-Fraktion am 17. Juni. „Heute ist 
nicht nur ein schwarzer Tag für in Thü-
ringen lebende Flüchtlinge, denn für sie 
ist die Einschränkung des Grundrechtes 
auf Bewegungsfreiheit parlamentarisch 
durch die Regierungskoalition manifes-
tiert worden.  
Es ist auch ein schwarzer Tag für die 
parlamentarische Demokratie. Es wurde 
offenbar, dass die große Koalition Abge-
ordnete erfolgreich zwingen kann, gegen 
ihr Gewissen und entgegen ihrer Einstel-
lungen zu stimmen“, so Berninger nach 
der Abstimmung. Mit einem gemeinsa-
men Antrag wollten die Fraktionen DIE 
LINKE und Bündnis90/Die Grünen end-
lich für die Durchsetzung des Menschen-
rechtes auf Bewegungsfreiheit in Thürin-
gen sorgen. Gegenstand ist die soge-
nannte Residenzpflicht, die es Flüchtlin-
gen verbietet, ohne behördliche Erlaub-
nis einen Landkreis auch nur zeitweise 
zu verlassen. Der Antrag wurde mehr-
heitlich abgelehnt, ebenso wie ein ähn-
lich lautender der FDP. 

www.die-linke-thl.de 

Termine: Termine: Termine:    

Thüringer Landtag Thüringer Landtag Thüringer Landtag 

verpasst Chance für verpasst Chance für verpasst Chance für    

menschenwürdige menschenwürdige menschenwürdige 

FlüchtlingspolitikFlüchtlingspolitikFlüchtlingspolitik   

Koalition ignoriert Expertenanhörungen Koalition ignoriert Expertenanhörungen Koalition ignoriert Expertenanhörungen 

und beschließt Rasselisteund beschließt Rasselisteund beschließt Rasseliste   

Nach der Entschei-

dung durch die 

Koalitionsmehr-

heit, an der um-

strittenen Rasselis-

te festzuhalten, 

erklärt Sabine 

Berninger, Mit-

glied der Fraktion 

DIE LINKE im In-

n e n a u s s c h u s s : 

„Nahezu alle Anzu-
hörenden hatten 
den Vorschlag als 
fragwürdig, wissen-
schaftlich unbegrün-
det und als nicht 
geeignet sowie we-
nig zielführend cha-
rakterisiert. Vor 
allem aber äußern die Anzuhörenden, die 
ein zweites Mal angehört wurden, größ-
tenteils ihr Unverständnis darüber, dass 
der Änderungsvorschlag die Anhörungs-
ergebnisse vollständig ignoriert.“ 
Angehört wurden Experten und Sachver-
ständige, deren inhaltlich begründete 
Stellungnahmen eigentlich im Gesetzge-
bungsverfahren qualitativ einfließen soll-
ten. „Diese Stellungnahmen einfach vom 
Tisch zu wischen, ist Ausdruck machtpoli-
tischer Ignoranz und zeigt, welchen Wert 

parlamentarische Anhörungen für die 
CDU/SPD-Koalition haben - nämlich kei-
nen.“, resümiert Sabine Berninger. 
DIE LINKE. wird sich mit dem nun mehr-
heitlich beschlossenen „Thüringer Gesetz 
zum Schutz der Bevölkerung vor Tierge-
fahren“ nicht zufriedengeben und gemein-
sam mit Sachverständigen nach Wegen 
suchen, wie das Gesetz noch gekippt bzw. 
geändert werden kann. „Den ThüringerIn-
nen Sicherheit nur vorzugaukeln, kann 
nicht im Sinne vernünftiger Politik sein.“ 

Mehr Infos auf www.volksbegehren-kommunalabgaben.de 

den Bürgerinnen und Bürgern.  
„Im Grunde muss aufgepasst werden, 
dass der richtige Einstieg in ein bürger-
freundliches Kommunalabgabenrecht 
nicht wieder rückgängig gemacht wird. 
Die Frage zur Wiedereinführung der Was-
serbeiträge stellt sich für uns nicht!“, 
bekräftigte Bodo Ramelow.  
Die Unterschriftensammlung läuft bis 

zum 5. August. 5.000 Unterschriften müs-
sen bis dahin gesammelt werden, damit 
das Volksbegehren (bei dem dann inner-
halb von vier Monaten rund 180.000 
Unterschriften landesweit gesammelt 

werden  müssen) zugelassen wird. Un-
terschriftenbögen können im Wahlkreis-
büro von Sabine Berninger abgeholt und 
wieder abgegeben werden. 

(Fortsetzung von Seite 1) 

DIE LINKE sieht sich durch die Anhörungen bestätigt: Die Ver-
antwortung für die Ungefährlichkeit eines Hundes liegt beim 
Halter, und die Gefährlichkeit ist nicht an der Rasse festzuma-
chen, sondern am individuellen Verhalten des Hundes. 
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